
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); 
Allgemeinverfügung  

zur Bekämpfung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2  
im Landkreis Berchtesgadener Land aufgrund steigender Fallzahlen 

 
Aufgrund der Zuständigkeit für den Vollzug des Infektionsschutzgesetzes im Landkreis Berchtesgadener Land erlässt das Land-
ratsamt Berchtesgadener Land als Kreisverwaltungsbehörde gemäß § 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 IfSG und § 25 der 7. Bayerischen 
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (7. BayIfSMV) in Verbindung mit § 65 der Zuständigkeitsverordnung, Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 
des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes und Art. 35 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG) folgende für den gesamten Landkreis Berchtesgadener Land geltende 
 

Allgemeinverfügung 
 

1.    Der gemeinsame Aufenthalt im öffentlichen Raum wird auf den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 der 7. BayIfSMV genannten Personen-
kreis (Angehörige des eigenen Hausstands, Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, 
Verwandte in gerader Linie, Geschwister, sowie Angehörige eines weiteren Hausstands) oder auf Gruppen von bis zu fünf 
Personen beschränkt. 

 
2.     Die unter Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung erlassene Kontaktbeschränkung gilt nicht für berufliche und dienstliche Tätigkei-

ten sowie für ehrenamtliche Tätigkeiten in Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts, bei denen eine Zusam-
menkunft oder ein Zusammenwirken mehrerer Personen erforderlich ist. 

 
3.    Die unter Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung erlassene Kontaktbeschränkung gilt auch für alle Gastronomiebetriebe des 

Landkreises Berchtesgadener Land. Dies ist bei der Bestuhlung entsprechend zu berücksichtigen. Als Gastronomiebe-
triebe gelten erlaubnispflichtige und erlaubnisfreie Gaststätten im Sinne des Gaststättengesetzes. 

 
4.     Die unter Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung erlassene Kontaktbeschränkung gilt zudem auch für weitere Regelungen der    

7. BayIfSMV, die auf § 2 Abs.1 der 7. BayIfSMV Bezug nehmen.  
 
5.  Der Aufenthalt an Bahnhöfen und Bushaltestationen verpflichtet zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes. 
 
6.    Der Teilnehmerkreis von Zusammenkünften in privat genutzten Räumen und auf privat genutzten Grundstücken ist auf den 

in § 2 Abs. 1 Nr. 1 der 7. BayIfSMV genannten Personenkreis (Angehörige des eigenen Hausstands, Ehegatten, Lebens-
partner, Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, Verwandte in gerader Linie, Geschwister, sowie Angehörige 
eines weiteren Hausstands) oder auf Gruppen von bis zu fünf Personen beschränkt.  

 
7.    Für Veranstaltungen, die üblicherweise nicht für ein beliebiges Publikum angeboten oder nur von einem absehbaren Teil-

nehmerkreis besucht werden, gilt abweichend von § 5 Abs. 2 Satz 1 der 7. BayIfSMV eine Teilnehmerbegrenzung von      
25 Personen in geschlossenen Räumen und bis zu 50 Personen unter freiem Himmel. Zu den Veranstaltungen zählen 
insbesondere Feierlichkeiten in öffentlichen oder angemieteten Räumen, wie Hochzeiten, Beerdigungen, Geburtstage, Ab-
schlussfeiern oder Vereins-und Parteiveranstaltungen.  

 
8.     Die Abgabe von Speisen und Getränken zum Verzehr an Ort und Stelle nach § 13 Abs. 4 der 7. BayIfSMV ist in der Zeit 

von 23 Uhr bis 6 Uhr untersagt.  
 
9.    Der Besuch von Einrichtungen nach § 9 Abs.1 der 7. BayIfSMV wird auf täglich eine Person insbesondere aus dem in § 2 

Abs.1 Nr.1 der 7. BayIfSMV genannten Personenkreis (Angehörige des eigenen Hausstands, Ehegatten, Lebenspartner, 
Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, Verwandte in gerader Linie, Geschwister, sowie Angehörige eines wei-
teren Hausstands), bei Minderjährigen auch von den Eltern oder Sorgeberechtigten gemeinsam, während einer festen 
Besuchszeit, beschränkt. § 9 Abs. 2 der 7. BayIfSMV bleibt unberührt.  

 
10.     Für den Bereich der Schulen werden, neben den bestehenden Verpflichtungen nach § 18 der 7. BayIfSMV, folgende wei-

tergehende Anordnungen erlassen:  
 

10.1.  Die Schülerinnen und Schüler an Schulen ab Jahrgangsstufe 5 werden zum Tragen einer geeigneten Mund-Nasen-
Bedeckung auch am Sitzplatz im Klassenzimmer und während des Unterrichts verpflichtet.  

 
10.2.  Die Lehrkräfte und sonstiges unterrichtendes Personal, sowie Personal der schulischen Ganztagesangebote und 

der Mittagsbetreuung, werden zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung verpflichtet. Die in § 1 Abs. 2 der                
7. BayIfSMV genannten Ausnahmen bleiben unberührt. 

 
10.3.  Unterricht an Schulen im Sinne des Bayerischen Erziehungs- und Unterrichtsgesetzes ist zulässig, wenn durch 

geeignete Maßnahmen sichergestellt ist, dass zwischen allen Schülerinnen und Schülern grundsätzlich ein Min-
destabstand von 1,5 m eingehalten wird.  

 
10.4.  In Klassenräumen ist während der Unterrichtszeiten sicherzustellen, dass alle 20 Minuten ein kompletter Austausch 

der Raumluft durch Stoßlüften sichergestellt wird. 
 
10.5.  Sollte aufgrund der baulichen Gegebenheiten des Schulgebäudes bzw. Schulgeländes der Mindestabstand von 

1,5 m nicht eingehalten werden können, ist eine Teilung der Klassen und eine damit verbundene Unterrichtung der 
Gruppen im wöchentlichen oder täglichen Wechsel von Präsenz- und Distanzunterricht durchzuführen.  

 
11.  Für den Bereich der Kindertagesbetreuung und Heilpädagogischen Tagesstätten im Landkreis Berchtesgadener Land wer-

den folgende, über die bestehenden Verpflichtungen hinausgehende Anordnungen getroffen:  
 

11.1.  Die Beschäftigten werden verpflichtet, eine geeignete Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.  
 
11.2.  Soweit offene oder teiloffene Konzepte umgesetzt werden, sind feste Gruppen zu bilden.  
 



11.3.  Die Einnahme von Mahlzeiten hat in festen Gruppen zu erfolgen.  
 
11.4.  Bereits mit milden Krankheitszeichen wie Schnupfen ohne Fieber oder gelegentlichem Husten dürfen Kinder die 

o.g. Einrichtungen nicht besuchen, außer die Wiederzulassungsfähigkeit wird durch ein ärztliches Attest bestätigt.  
Nach Erkrankung werden Kinder bei gutem Allgemeinzustand und mindestens 48 Stunden nach Abklingen der 
Symptome und Fieberfreiheit zur Gemeinschaftseinrichtung ohne ein ärztliches Attest wieder zugelassen.   

 
12.    Verstöße gegen diese Allgemeinverfügung stellen gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit 

einer Geldbuße bis zu 25.000 € geahndet werden kann.  
 
13.     Diese Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung vom 14.10.2020, 0.00 Uhr in Kraft. Diese Allgemeinverfügung gilt zunächst bis 

20.10.2020, 24.00 Uhr.  
 
14.    Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei.  
  
Hinweise:  
 
Die sonstigen Vorschriften der 7. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung und der Einreise-Quarantäne-Verordnung 
(EQV) des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und Pflege in der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt. 
 
Die in der 7. BayIfSMV speziell geregelten Bereiche (z. B. in Bezug auf Gottesdienste (§ 6), Sport (§ 10), Freizeiteinrichtungen 
(§ 11) oder Kulturstätten (§ 23)) bleiben von dieser Allgemeinverfügung unberührt. 
 
 

Begründung: 
 

I. 
 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne von § 2 Nr. 1 IfSG.  Der Signalwert von 50 in Bezug auf 
die 7-Tage-Inzidenz wurde überschritten.  
 
Aufgrund der fachlich sichergestellten Prognose, dass diese Situation in den Kalenderwochen 42 bis 43 anhalten wird, werden 
gemäß § 25 Abs. 3 der 7.BayIfSMV ein Großteil der dort aufgeführten und weitreichenderen Beschränkungen erlassen.  
 

II. 
 
Die sachliche Zuständigkeit des Landratsamtes Berchtesgadener Land ergibt sich aus § 28 Abs. 1 Satz 1 des Infektionsschutz-
gesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) 
geändert worden ist, in Verbindung mit §§ 18 Abs. 3, 25 Abs. 1 und Abs. 2 der 7. BayIfSMV und § 65 Satz 1 der Zuständigkeits-
verordnung (ZustV); die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG).  
 
Rechtsgrundlage für die Anordnungen der Ziffern 1 bis 11 ist § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG in Verbindung mit §§ 18 Abs. 3, 25 Abs. 1 
und Abs. 3 der 7. BayIfSMV. Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt oder 
ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwen-
digen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Das Landratsamt Berchtesgadener Land kann gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 2 IfSG Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu 
verlassen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu betreten. 
 
SARS-CoV-2 ist eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 2 Nr. 3 IfSG. 
 
Die 7. BayIfSMV sieht in § 25 Abs. 3 verschiedene Möglichkeiten der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde bei einer Überschrei-
tung der Zahl der Neuinfektionen von 50 pro 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen vor.  
 
Das Bayerische Kultusministerium hat in Abstimmung mit dem Bayerischen Gesundheitsministerium einen Drei-Stufen-Plan ent-
wickelt. Dieser Stufenplan orientiert sich am Infektionsgeschehen im jeweiligen Kreis (Sieben-Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwoh-
ner). Ab einer Sieben-Tage-Inzidenz von 50 pro 100.000 Einwohner sieht der Drei-Stufen-Plan Stufe 3 und damit die angeordne-
ten Maßnahmen für Schulen und Einrichtungen der Kindertagesbetreuung vor. Bei den genannten Schwellenwerten handelt es 
sich um Richtkriterien, die den Entscheidungsträgern vor Ort als Orientierungshilfe bei ihrer Entscheidung dienen. Die letzte Ent-
scheidung, ab wann welche Stufe greift, trifft das zuständige Gesundheitsamt.  
 
Diese in der 7. BayIfSMV bzw. im „Drei-Stufen-Plan“ vorgesehenen Maßnahmen werden mit der vorliegenden Allgemeinverfü-
gung umgesetzt. Die die Allgemeinbevölkerung des Landkreises Berchtesgadener Land betreffenden Maßnahmen sind unter 
Berücksichtigung des konkreten und aktuellen Infektionsgeschehens im Landkreis Berchtesgadener Land erforderlich, geeignet 
und angemessen. Das Infektionsgeschehen im Landkreis beschränkt sich nicht nur auf bestimmte Einrichtungen, Gruppen oder 
Örtlichkeiten, sondern ist breit im Landkreis und in der Bevölkerung verteilt. Es gibt aktuell keinen einzelnen „Hotspot“, auf welchen 
die steigenden Infektionszahlen zurückzuführen sind. Ein erhöhtes Infektionsgeschehen findet zudem in den Schulen statt. Be-
troffen sind Schulklassen unterschiedlicher Schulformen.  
 
Die Anordnungen dienen dem effektiven Infektionsschutz, insbesondere dem Zweck, eine Ausbreitung von SARS-CoV-2 zeitlich 
und räumlich zu verlangsamen. Oberstes Ziel ist dabei die Verhinderung einer Überlastung des Gesundheitssystems und das 
damit verbundene Risiko einer erhöhten Sterblichkeit Betroffener an einer Infektion mit SARS-CoV-2. Die Möglichkeit, die Infek-
tionsketten schnell nachzuvollziehen und damit zu durchbrechen, wird auf Grund des meist exponentiellen Anstiegs an Kontakt-
personen mit zunehmenden Infektionszahlen schwieriger. 
 
Bei Überschreitung des Wertes von 50 Infektionszahlen pro 100.000 Einwohner innerhalb der letzten sieben Tage ist es deshalb 
notwendig, konsequente Gegenmaßnahmen zu ergreifen, damit das Ermitteln der infektionsrelevanten Kontakte und die Durch-
brechung der Infektionsketten durch häusliche Isolierung als wirksames Mittel gegen die Weiterverbreitung zeitnah umgesetzt 
werden kann. Die Anordnungen dienen vor diesem Hintergrund auch dem Zweck, das Contact Tracing in ausreichendem Maße 
zu ermöglichen und die Gesundheitsbehörde handlungsfähig zu halten.  



 
Die Anordnungen nach den Ziffern 1 bis 11 sind zur Erreichung dieser Zwecke geeignet, erforderlich und angemessen.  
 
Geeignet ist eine Maßnahme, wenn sie den verfolgten Zweck erreicht oder wenigstens fördert. Die Weiterverbreitung von SARS-
CoV-2 kann direkt von Mensch-zu-Mensch über die Schleimhäute z. B. durch Aerosole und Tröpfcheninfektion erfolgen oder auch 
indirekt über Hände, die dann mit Mund- oder Nasenschleimhaut sowie die Augenbindehaut in Kontakt gebracht werden. Bereits 
durch teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch Infizierte kann es zu Übertragungen dieser Art kommen. SARS-CoV-2 gilt 
als sehr leicht übertragbare Infektionskrankheit. Den verschärften Kontaktbeschränkungen liegt ein althergebrachtes Grundprinzip 
der Eindämmung gerade derartiger übertragbarer Krankheiten zu Grunde. Durch die Senkung der Höchstzahlen von Personen, 
mit denen man in Kontakt kommen kann und durch die erhöhten Schutzmaßnahmen reduziert sich das Risiko, mit einem Erkrank-
ten in Kontakt zu kommen und sich ebenfalls zu infizieren. Ebenso reduziert wird die Gefahr durch sogenannte „Super-Spreader“, 
welche bei einzelnen Feierlichkeiten eine Vielzahl von Menschen auf einmal infizieren. Die Maßnahmen sind deshalb zum einen 
geeignet, eine Ausbreitung von SARS-CoV-2 zeitlich und räumlich zu verlangsamen. Zum anderen sind sie auch geeignet, durch 
die Verringerung möglicher Kontaktpersonen das Contact Tracing in ausreichendem Maße zu ermöglichen.  
 
Auch die Maßnahmen unter Ziff. 10 und 11. dienen dem legitimen Zweck der Verhinderung der Gefahr einer Ansteckung mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2. Das Coronavirus SARS-CoV-2 überträgt sich vor allem durch infektiöse Tröpfchen, die man z. B. beim 
Sprechen, Husten oder Niesen ausstößt. Ein hoher Anteil von Übertragungen erfolgt dabei unbemerkt, noch vor dem Auftreten 
von Krankheitssymptomen. Gerade das Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen ist daher dazu geeignet, um die Ausbreitung des 
Infektionsgeschehens in der Bevölkerung zu reduzieren.  
 
Die Anordnungen sind zur Erreichung dieser Zwecke auch erforderlich. Erforderlich ist eine Maßnahme, wenn es kein milderes 
Mittel gibt, welches den gleichen Erfolg herbeiführen würde und die Betroffenen dabei weniger belastet. Bezüglich der Anordnung 
in Ziffer 1 gilt, dass eine hinreichende Verringerung der infektionsrelevanten Kontakte sich nur über die hier angeordnete Senkung 
der jeweiligen Höchstzahlen erreichen lässt. Grundsätzlich wäre es zwar auch denkbar, die Höchstzahlen an Personen in gerin-
gerem Maße zu reduzieren. Allerdings würden dadurch infektionsrelevante Kontakte auch nur in entsprechend geringerem Um-
fang reduziert, was angesichts der bestehenden Infektionslage mit einem Inzidenzwert von mehr als 50 pro 100.000 Einwohner 
innerhalb von sieben Tagen weder eine vergleichbare noch eine ausreichende Wirkung hätte. Andere Maßnahmen mit einer 
vergleichbaren infektionsepidemiologischen Wirkung sind nicht ersichtlich.  
 
Auch Bezüglich der Ziffer 10 und 11 ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel nicht ersichtlich. So ist eine bloße Empfehlung zum 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht gleich effektiv. Das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nur auf dem Schulgelände 
bzw. nur Schutzmaßnahmen bei Prüfungen i. S. v. § 17 Satz 2 der 7. BayIfSMV sind aufgrund des starken Anstiegs der Fallzahlen 
im Landkreis Berchtesgadener Land in den vergangenen 7 Tagen nicht mehr ausreichend. 
 
Die Maßnahmen sind auch angemessen. Dies ist dann gegeben, wenn die Nachteile, die mit den Maßnahmen verbunden sind, 
nicht außer Verhältnis zum angestrebten Zweck der Maßnahme stehen.  
 
Bei COVID-19 handelt es sich um eine Infektionskrankheit mit teils schweren und sogar tödlichen Verläufen. Bei dieser Pandemie 
sind das Leben und die Gesundheit sehr vieler Menschen, im Extremfall auch die Funktionsfähigkeit des deutschen Gesundheits-
systems und der Verwaltung bedroht. Diesen Rechtsgütern kommt eine äußerst hohe Bedeutung zu, es gilt sie zu schützen. Im 
Verhältnis zu den hier betroffenen Individualrechtsgütern, insbesondere der grundrechtlich geschützten Berufs- und allgemeine 
Handlungsfreiheit, überwiegen diese besonders schützenswerten Interessen der Allgemeinheit. Die Anordnungen sind somit an-
gemessen. Sie stehen im Hinblick auf den Schutz überragend wichtiger Rechtsgüter wie Gesundheit und Leben des Einzelnen 
und der Bevölkerung sowie der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems offensichtlich nicht außer Verhältnis zu den wirt-
schaftlichen und vergnügungsgetriebenen Interessen der Betroffenen. Eine Abwägung der widerstreitenden Interessen fällt somit 
eindeutig zu Gunsten des Schutzes der Allgemeinheit aus; Individualinteressen müssen insoweit zurücktreten. Zumal die Ein-
schränkungen zeitlich befristet sind. Die Beschränkung der jeweiligen Höchstzahlen tangiert das Grundrecht auf Versammlungs-
freiheit nicht. Einschränkungen wurden bislang nur hinsichtlich privater Feierlichkeiten getroffen, der gemeinsam verbindende 
Zweck ist in den erfassten Fällen auf die Freizeitgestaltung ausgerichtet, nicht jedoch auf eine gemeinsame Meinungsbildung.   
 
Die Bußgeldbewehrung (Ziffer 12) folgt aus § 73 Abs. 1a Nr. 6 i. V. m. Abs. 2 IfSG.  
 
Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Bekanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntgabe als bekannt gegeben. Um ein weiteres Ansteigen der Infektionszahlen zeitnah zu 
verhindern, wurde von der Möglichkeit des Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG Gebrauch gemacht und ein früheres Bekanntgabe-
datum gewählt (Ziffer 4). 
 
Die Maßnahmen sind gemäß § 28 Abs. 3 IfSG i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort vollziehbar. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht in München Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 
München, schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form.    
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:   
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). [Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozess-
verfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
  
  
Bad Reichenhall, den 13. Oktober 2020  
Landratsamt Berchtesgadener Land  
  
Bernhard Kern, Landrat 


